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B E S P R E C H U N G E N

Thilo Harth/ Wichard Woy-
ke, Die Europäische Union 
konkret – Nachgefragt in 
zwölf Kapiteln, Opladen & 
Farmington Hills (Verlag Bar-
bara Budrich) 2008.

Der Titel des vorliegenden 
Buches verspricht, dem Le­
ser die Europäische Union in 
zwölf Kapiteln näher zu brin­
gen. Dies gelingt den Auto­
ren Thilo Harth, Professor für 
Technikdidaktik und Wichard 
Woyke, Professor für Politik­
wissenschaft, in angemes­
sener Kürze. Im Vorwort er­
hält der Leser in zwölf kurzen 
Zusammenfassungen einen 
ersten Eindruck der behan­
delten Themen. Der Fokus 
liegt auf den geschichtlichen 
Hintergründen und der Ent­
wicklung der Europäischen 
Union seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs bis zum Vertrag 
von Lissabon, der Friedens­
politik der EU, ihren Erweite­
rungsrunden und -strategien, 
der Integrationspolitik mit 
Rücksichtsnahme auf den Na­
tionalstaaten-Aspekt, der Be­
ziehung zu den USA, zu Russ­
land, zur Türkei und zu den 
Partnern des Südens, die Rolle 
der EU in der Globalisierung 
und abschließend der Frage, 
wie sich die europäischen Re­
gelungen auf das Leben ihrer 
Bürger auswirken.

Den Anfang bildet ein his­
torischer Überblick zur Ent­
stehung und Entwicklung 
der Europäischen Union bis 
heute. Auf wenigen Seiten er­
hält der Leser die wichtigsten 
Motive und Zielsetzungen der 
Gründerväter und die Hürden 
und Etappen, die die EU in ih­
rer Entwicklung zu nehmen 
hatte. Jedem der zwölf Kapitel 
schließen sich Reflexionsfra­
gen an. Diese sollen dem Leser 
das zuvor Gelesene noch ein­
mal vergegenwärtigen und zu 
weiterem Nachdenken anre­
gen. Auch die Literaturnach­
weise am Ende jeden Kapitels 

erleichtern das schnelle Auf­
finden der verwendeten Lite­
ratur zur Nacharbeit und/oder 
der Vertiefung. Leser ohne 
oder mit geringen Kenntnis­
sen der EU erhalten hierdurch 
einen guten Einstieg.

Das Buch ist so konzipiert, 
dass jedes Kapitel für sich 
stehen und gelesen werden 
kann. Gerade aber die The­
menkomplexe Friedenssiche­
rung, EU-Erweiterung und 
Integrationspolitik (Kapitel 2 
bis 6) erzielen einen größeren 
Nutzen, wenn sie zusammen 
gelesen werden. Dass dadurch 
Informationen aus den vorhe­
rigen Kapiteln teilweise wie­
derholt werden, schadet dem 
Lesefluss und -verständnis 
keineswegs.

Das zweite Kapitel schlägt ei­
nen Bogen von den  Anfängen 
der Friedenssicherungspolitik 
der EU mit der Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS), 
zu Überlegungen, wie sich 
die EU-Erweiterungen auf die 
Friedenserhaltung der EU aus­
wirken und welche Aufgaben, 
Funktionen und Ziele die Ge­
meinsame Außen- und Sicher­
heitspolitik (GASP) verfolgen 
soll. Im dritten Kapitel wird 
die Frage behandelt, ob das 
Konzept der EU-Erweiterung 
als Erfolg oder als Misserfolg 
zu werten ist.

Der europäische Integrations­
prozess wird in den Kapiteln 
4 bis 6 aus unterschiedlichen 
Gesichtspunkten diskutiert. 
So wird zunächst gezeigt, war­
um die Europäische Union 
unter einem „Demokratie-Ef­
fizienz-Dilemma“ leidet (vgl. 
S. 47-50), um dann auf die 
Änderungen des Vertrags von 
Lissabon einzugehen. Leider 
gelingt es hier nur teilweise, 
der Ausgangsthese, dass das 
Demokratie-Effizienz-Dilem­
ma durch den Vertrag von 
Lissabon abgemildert wird 
(vgl. S.51), gerecht zu werden. 
Einerseits wird für die neuen 

Abstimmungsverfahren plä­
diert, weil diese zu mehr De­
mokratie und Effizienz führen 
(vgl. S. 52), andererseits wur­
de zuvor ein System kritisiert 
(vgl. S. 47, 50), bei dem größere 
Staaten kleinere Staaten über­
stimmen können (vgl. S. 52), 
sodass diese kleineren Staa­
ten Entscheidungen in ihrem 
Land durchsetzen müssten, 
die sie nicht unterstützen, um 
die Mehrheitsentscheidung 
mitzutragen (vgl. S. 47). An 
eine Diskussion über fünf Zu­
kunftsmodelle zur EU schließt 
sich im fünften Kapitel die Be­
arbeitung der Fragestellung 
an, ob die neuen Mitgliedstaa­
ten als „Reformmotoren“ (vgl. 
S. 71) den Integrationsprozess 
weiterbringen können. Das 
sechste Kapitel und auch das 
letzte in der Trias zur Integra­
tion diskutiert die Vorausset­
zungen einer „europäischen 
demokratischen Gesellschaft“ 
unter dem Gesichtspunkt der 
Nationalstaatlichkeit: sozio­
ökonomisches Gleichgewicht, 
europäische Öffentlichkeit 
und europäische Identität.

Die folgenden vier Kapitel be­
leuchten die Beziehung der 
Europäischen Union zu den 
USA, zu Russland, zur Türkei 
und zu den südlichen Part­
nern näher. Dabei wurden die 
Kernpunkte der Beziehungen 
prägnant herausgestellt. So 
wird beispielsweise die Poli­
tikstrategie der Europäischen 
Union gegenüber Russland 
als eine „strategische Partner­
schaft“ (vgl. S. 97) beschrie­
ben und Russlands Haltung zu 
Europa als eine „mittelfristige 
Strategie“ (vgl. S. 99) charak­
terisiert. Deutlich wird auch 
die Kooperation der Europä­
ischen Union und Russland 
bei Wirtschaftsfragen und 
die auseinandergehenden 
Meinungen hinsichtlich des 
Menschenrechtsschutzes 
und Demokratieverständnis­
ses. Das neunte Kapitel über 
die Beziehung zur Türkei regt 

den Leser dazu an, sich mit 
der Frage eines möglichen EU-
Beitritts der Türkei auseinan­
derzusetzen.

Die Globalisierung hat sich 
auch in der Europäischen 
Union bemerkbar gemacht. 
Nach einem Definitionsver­
such, wird in diesem vorletz­
ten Kapitel beschrieben, wie 
die EU auf die Globalisierung 
reagiert und welche Vor- und 
Nachteile sie für die Wirt­
schaft und die Bürger bringt. 
Exemplarisch werden hier 
die Errichtung des Binnen­
markts, des Währungs- und 
Wirtschaftsraumes sowie die 
Lissabon-Strategie angeführt. 

Das letzte Kapitel geht auf die 
Frage ein, die schon zuvor in 
anderen Kapiteln angeklun­
gen ist: „Europa: Was geht 
mich das an?“. Hier wird ne­
ben den Bereichen Frieden, 
Wohlstand, Sicherheit, Ver­
braucher- und Umweltschutz 
und Regionalförder ung 
besonders auf die Bereiche 
Beschäftigungs- und Ausbil­
dungspolitik eingegangen 
und aufgezeigt, welche Vor­
teile und Verbesserungen sich 
durch eine Europäisierung er­
geben. 

Das Buch eignet sich als Ein­
stiegslektüre. Schön wäre es, 
wenn im Internet zu den Re­
flexionsfragen Hilfestellungen 
und ein Diskussionsforum an­
geboten würden, da einige Fra­
gen auf einen Informations- 
und Erfahrungsaustausch 
abzielen. Insgesamt werden 
die Autoren Thilo Harth und 
Wichard Woyke ihrem Ziel, mit 
diesem Buch eine „tragfähige 
und fundierte Basis zur Beur­
teilung der Errungenschaften 
und Leistungen der EU und 
zur sachlichen Auseinander­
setzung mit Problemen und 
Schwierigkeiten europäischer 
Politik“ (S. 12) gerecht. 

Nadine Fiedler
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Sylvia-Yvonne Kaufmann/ 
Jens Wolfram (Hrsg.), Die 
EU und ihre Verfassung. Lin-
ke Irrtümer und populäre 
Missverständnisse, Hamburg 
(Merus Verlag) 2007.

Der Anfang vom Ende des 
„Vertrages über eine Ver­
fassung für Europa (VVE)“ 
wurde durch die Referenden 
in Frankreich vom 29. Mai 
2005 und in den Niederlan­
den am 01. Juni 2005 einge­
leitet. Die französische und 
niederländische Bevölkerung 
verweigerten mehrheitlich 
ihre Zustimmung und die Eu­
ropäische Union durchlebt 
seither einmal mehr eine tie­
fe Krise. Mit dem Vertrag von 
Lissabon hat die deutsche 
Ratspräsidentschaft Anfang 
2007 versucht, das VVE-Pro­
jekt wiederzubeleben. Auch 
wenn dieser Reformvertrag 
inhaltlich nicht mehr alle an­
gestrebten Änderungen be­
inhaltet, muss auch er neben 
der parlamentarischen Zu­
stimmung der Mitgliedstaa­
ten eine Mehrheit in einem 
obligatorischen Referendum 
in Irland erzielen. Die Frage, 
warum der VVE in den Refe­
renden abgelehnt wurde, ist 
daher aktueller den je. 

In ihrem Buch stellen sich 
Sylvia-Yvonne Kaufmann, 
Europaabgeordnete der Partei 
DIE LINKE und ehemalige Vi­
zepräsidentin des Europapar­
laments, und ihr Mitarbeiter 
Jens Wolfram, Europarecht­
ler, dieser Frage und klären 
über „Linke Irrtümer und po­
puläre Missverständnisse über 
den VVE“ auf.

Das Buch gleicht dabei einer 
Zusammenstellung von Ant­
worten auf die am häufigsten 
gestellten Fragen zum VVE. 
Diese Fragen stammen nicht 
nur von verunsicherten und 
desinformierten europä­
ischen Bürgern, sondern auch 
von Verfassungsgegnern, ins­

besondere aus den Reihen der 
Partei DIE LINKE. 

Kaufmann übt scharfe Kri­
tik an der eigenen Partei, 
indem sie die Entscheidung 
der Parteiführung kritisiert, 
den VVE kategorisch abge­
lehnt zu haben, ohne eine 
Diskussion in ihren Reihen 
angeregt und konstruktive 
Mitarbeit am Verfassungs­
vertrag geleistet zu haben. In 
ihrer Kritik gegenüber der ei­
genen Partei wird die Autorin 
sehr deutlich. Ihr „Nein zum 
Nein“ – in Form einer Presse­
erklärung anlässlich der Ab­
stimmung des Europäischen 
Parlaments über die Europä­
ische Verfassung (vgl. S. 202) 
ist Sylvia-Yvonne Kaufmanns 
Botschaft als engagierte Eu­
ropäerin an die eigene Partei, 
in der sie die Bedeutung des 
Projekts Europa und des VVE 
unterstreicht: Europa wird 
durch den VVE, der in einem 
öffentlichen Prozess entstan­
den ist, demokratischer und 
die europäische Integration 
vertieft (vgl. S. 207).

Die Autoren geben mit die­
sem Buch Anstoß zur infor­
mierten öffentlichen Debat­
te, die in Deutschland nicht 
ausreichend geführt wurde. 
Das Buch ist trotz und gera­
de wegen des Scheiterns des 
VVE und der Einschränkung 
auf den Vertrag von Lissabon 
empfehlenswert und sehr ak­
tuell.

Norman Nemitz

Helmut Volger, Geschichte 
der Vereinten Nationen, 2. 
Auflage, München / Wien 
(Oldenbourg Wissenschafts-
verlag) 2008.

Die Vereinten Nationen (VN) 
spiegeln seit ihrer Gründung 
im Jahre 1945 wie ein Seismo­
graph den jeweiligen Stand 
der zwischenstaatlichen Be­
ziehungen wider und die Tä­
tigkeit der Weltorganisation 

reflektiert zugleich die Fähig­
keit der Regierungen ihrer 
Mitgliedstaaten zur Zusam­
menarbeit auf der Grundlage 
der UN-Charta (SVN).

Helmut Volger legt bereits die 
zweite Auflage seines erstmals 
im Jahre 1995 erschienenen 
Werkes über die Geschichte 
der Weltorganisation vor, die 
die in den vergangenen 13 Jah­
ren neu entstandenen Heraus­
forderungen im Zusammen­
hang mit der zunehmenden 
Globalisierung politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer 
Prozesse ebenso darstellt wie 
die auf dieser Grundlage von 
den VN hierzu entwickelten 
und umgesetzten Reformkon­
zepte.

Das Werk gliedert sich in acht 
Kapitel: Im Anschluss an eine 
Darstellung der Gründung der 
Vereinten Nationen erläutert 
der Autor die zwischen 1945 
und 1954 bestandene erste Be­
währungsprobe für die Welt­
organisation. Es folgen Dar­
stellungen über den Wechsel 
zwischen Konflikt und Koope­
ration der beiden damaligen 
Großmächte USA und UdSSR 
zwischen 1955 und 1963, die 
Universalität und den Nord-
Süd-Konflikt zwischen 1964 
und 1973, die Dominanz des 
Nord-Süd-Konflikts zwischen 
1974 und 1986, neue Chancen 
für die Weltorganisation zwi­
schen 1987 und 1995 sowie 
neue Herausforderungen und 
Reformen seit 1997. Das Buch 
schließt mit einem Resümee.

Helmut Volger hält fest, dass 
die VN für eine eine ethische 
Norm eintreten, die von der 
Absicht getragen ist, in guter 
Nachbarschaft in Frieden mit­
einander zu leben, die Kräfte 
zu vereinen, um die zwischen­
staatlichen Probleme poli­
tischer, wirtschaftlicher und 
sozialer Art zu lösen und hier­
bei allen Menschen die glei­
che Behandlung zukommen 
zu lassen, die gleichen Chan­
cen zu geben und die gleiche 

Achtung entgegenzubrin­
gen. Die Gründungsväter der 
Weltorganisation hätten diese 
ethische Norm eindrucksvoll 
in der Präambel und im Kapi­
tel über die Ziele und Grund­
sätze der SVN festgehalten.

Im weiteren Verlauf sei die ge­
lungene Formulierung über 
eine ethische Norm in die 
tägliche Praxis der zwischen­
staatlichen Beziehungen 
umzusetzen gewesen. Ob­
gleich unbestreitbar die Mit­
gliedstaaten immer wieder 
versucht hätten, staatliche 
Interessen mit Hilfe der VN 
durchzusetzen, hätten diese 
trotzdem in kreativer Art und 
Weise immer wieder Mittel 
und Wege gefunden, den vor­
genannten Prinzipien der VN 
Geltung zu verschaffen. Dies 
sei im Regelfall im Wege des 
Konsenses der Mitgliedstaa­
ten und damit mit Hilfe aus­
dauernder Verhandlungen, 
durch moralische Appelle und 
durch Beispiele humanitären 
Engagements sowie großer Zi­
vilcourage gelungen.

Namentlich im Bereich der 
Fortentwicklung des Völker­
rechts habe sich die Weltor­
ganisation große Verdienste 
erworben. Sowohl die Kodifi­
kationsbemühungen im all­
gemeinen Völkerrecht sowie 
in seinen besonderen Teilge­
bieten wie beispielsweise dem 
Seerecht, den Menschen­
rechten oder dem Völkerstraf­
recht, sei es den VN gelungen, 
gegenläufige Interessen der 
Mitgliedstaaten zu bündeln 
und zu einer Verrechtlichung 
der zwischenstaatlichen Be­
ziehungen beizutragen. Dass 
dies oftmals erst mit Hilfe zi­
vilgesellschaftlichen Engage­
ments gelungen ist, zeigt, dass 
auch jenseits der staatlicher 
Akteure die mündige Bürger­
gesellschaft inzwischen auf 
zwischenstaatlicher Ebene 
gut vernetzt ist und auf diese 
Weise mit den ihnen gege­
benen Mitteln die Durchset­
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zung der Prinzipien der SVN 
unterstützt. Eindrucksvolles 
Beispiel war und ist der Beitrag 
von Nichtregierungsorgani­
sationen bei der Entwicklung 
eines kodifizierten Völker­
strafrechts.

Die Welt steht vor großen Her­
ausforderungen politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer 
Natur. Helmut Volger tritt mit 
dem vorliegenden und zur 
Lektüre nachdrücklich emp­
fohlenen Buch den Nachweis 
an, dass die VN ihren Mitglied­
staaten auch 63 Jahre nach 
ihrer Gründung unabhängig 
von wechselnden politischen 
Rahmenbedingungen vielfäl­
tige Möglichkeiten für nach­
haltige und faire Lösungen 
für die globalen Probleme 
wie die Sicherung des Frie­
dens in der Welt, den Schutz 
der Menschenrechte und die 
Bewahrung der Schöpfung 
bieten. Zusammenfassend 
geht es um nicht weniger als 
darum, dass das Eintreten für 
die Würde und die Unver­
wechselbarkeit des Einzelnen 
auch im Zeitalter der Globa­
lisierung im Kern die Zielset­
zung einer vernunftgeleiteten 
Politik bleiben muss. Es liegt 
nach Helmut Volger an den Re­
gierungen der Mitgliedstaa­
ten, diese Herausforderung 
anzunehmen und als Chance 
zu nutzen. Das Buch bietet 
politischen Entscheidungs­
trägern und all denen, die 
diesen Prozess in Politik und 
Institutionen begleiten, eine 
umfassende Handreichung.

Dr. Sascha Rolf Lüder

Heinz Gärtner, Internationale 
Sicherheit: Definitionen von 
A-Z, 2. Auflage, Baden-Baden 
(Nomos) 2008.

Die Sicherheitspolitik und die 
wissenschaftliche Disziplin 
der Sicherheitsstudien haben 
sich in den letzten Jahren 
grundlegend gewandelt. Do­
minierte zu Zeiten des Kalten 

Krieges ein staatszentriertes, 
auf militärische Belange be­
grenztes Verständnis von Si­
cherheit, hat sich heute ein 
mehrdimensionaler Sicher­
heitsbegriff etabliert, der auch 
politische, ökonomische und 
gesellschaftliche Faktoren 
umfasst und nicht länger den 
Staat als einziges Schutzobjekt 
ansieht. Vor dem Hintergrund 
dieser Ausdifferenzierung und 
neuen Komplexität versucht 
das vorliegende Lexikon ei­
nen systematischen, am der­
zeitigen Forschungsstand ori­
entierten Überblick über das 
Themenfeld der Internationa­
len Sicherheit zu geben. Dabei 
berücksichtigt Heinz Gärtner 
in gleicher Ausführlichkeit 
die für das Verständnis von 
Internationaler Sicherheit 
wichtigen Theorien und Kon­
zepte der Internationalen Be­
ziehungen. Das Wörterbuch 
umfasst rund 700 Begriffe mit 
über 1000 Definitionen und 
Erläuterungen.

Vorangestellt ist den Definiti­
onen eine kurze Einführung 
in die Theorien der Internati­
onalen Beziehungen und die 
Subdisziplin der Internatio­
nalen Sicherheit. Der Autor 
beschränkt sich dabei nicht 
nur auf die Darstellung von 
Großtheorien wie (Neo-)Re­
alismus, Institutionalismus 
und Konstruktivismus, son­
dern stellt auch theoretische 
Konzepte wie Sicherheitsge­
meinschaften oder das Theo­
rem des demokratischen Frie­
dens vor. Daran anschließend 
zeichnet Gärtner den Wandel 
des Sicherheitsbegriffs nach. 
Sic herheitsbedrohungen 
seien heute weitaus weniger 
die äußere militärische Si­
cherheit, sie rühren vielmehr 
aus fragiler Staatlichkeit, Ter­
rorismus, Bürgerkriegen, or­
ganisierter Kriminalität oder 
der Proliferation von Mas­
senvernichtungswaffen her. 
Gärtner schließt sich einem 
umfassenden Sicherheits­
verständnis an und definiert 

Sicherheit in Anlehnung an 
Daniel Nelson als „die Abwe­
senheit von Bedrohung und 
die Fähigkeit, Bedrohung ab­
wehren zu können. Zur Erhö­
hung von Sicherheit gehören 
militärische und polizeiliche 
Kapazitäten, aber auch die 
Veränderung eines Umfeldes, 
in dem sich Bedrohungen ent­
wickeln können“ (S. 20). 

Ausgehend von dieser weiten 
Begriffsbestimmung gelingt 
Gärtner bei der Auswahl der 
Definitionen ein Ausgleich 
zwischen den unterschied­
lichen Dimensionen von 
Sicherheit. Klassische mili­
tärstrategische Elemente von 
Sicherheit werden ebenso 
in angemessener Weise be­
rücksichtigt wie nicht-tradi­
tionelle sicherheitspolitische 
Themen. Neben Begriffen 
wie Geopolitik, Taktik, Kriegs­
führung oder Gefecht stehen 
daher auch Human Security, 
Failing States, Peace-building 
oder Civilian Crisis Manage­
ment. 

Besonders viel Raum räumt 
Gärtner den unterschied­
lichen Definitionen und For­
men des Krieges ein. Ausführ­
lich vorgestellt und diskutiert 
wird zuerst Clausewitz Defini­
tion: „Der Krieg ist eine bloße 
Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln. [...] Krieg 
ist also ein Akt der Gewalt, 
um den Gegner zur Erfüllung 
unseres Willens zu zwingen“. 
Vor dem Hintergrund strate­
gischer Nuklearwaffen und 
der Kriege in Afghanistan 
(2002) und Irak (2003) fragt 
Gärtner allerdings, ob Krieg 
noch länger als Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mit­
teln bezeichnet werden kann. 
Eine hinreichend spezifische, 
der Zunahme innerstaatlicher 
Konflikte Rechnung tragende 
Definition hat nach Meinung 
Gärtners István Kende vorge­
legt. Nach dieser auch von der 
Arbeitsgemeinschaft Kriegsur­
sachenforschung in Hamburg 

genutzten Definition kann 
Krieg verstanden werden als 
ein gewaltsamer, über einen 
gewissen Zeitraum anhalten­
der Massenkonflikt, in dem 
sich mindestens zwei Kon­
fliktparteien mit einem Min­
destmaß an zentral gelenkter 
Organisation gegenüberste­
hen, wobei es sich zumindest 
auf einer der beiden Seiten 
um die regulären Streitkräfte 
einer Regierung handelt. Im 
Rahmen dieser Definition 
lassen sich die verschiedenen 
Kriegstypen, die von Gärtner 
separat diskutiert werden, 
analysieren. Kritisch bewertet 
Gärtner die von der Bush-Ad­
ministration gewählte Formu­
lierung des „war on terror“, 
die nicht nur den Kriegsbegriff 
klar überdehne, sondern auch 
gezielt zur Rechtfertigung der 
eigenen Politik instrumentali­
siert wurde.  

Die Ereignisse des 11. Sep­
tember 2001 und ihre Konse­
quenzen ziehen sich wie ein 
roter Faden durch das Lexi­
kon. Ausführlich diskutiert 
Gärtner den Begriff des Terro­
rismus, insbesondere auch in 
seiner internationalen Aus­
prägung. Gärtner hält viele 
der gerade auch von Regie­
rungsbehörden gebrauchten 
Terrorismusdefinitionen für 
unzureichend, da sie auch auf 
Kriegshandlungen angewen­
det werden können und oft­
mals die für den Terrorismus 
kennzeichnende Verknüp­
fung von Gewaltandrohung 
und die eigentliche Anwen­
dung physischer Gewalt nicht 
berücksichtigen. Vor diesem 
Hintergrund erweist sich die 
vom UN High-level Panel 
on Threats, Challenges and 
Change gewählte Definition 
als geeigneter: Terrorismus ist 
„jede Handlung, die den Tod 
oder eine schwere Körperver­
letzung von Zivilpersonen 
oder Nichtkombattanten 
herbeiführen soll, wenn diese 
Handlung auf Grund ihres 
Wesens oder der Umstände 
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darauf abzielt, die Bevölke­
rung einzuschüchtern oder 
eine Regierung oder eine in­
ternationale Organisation 
zu einem Tun oder Unterlas­
sen zu nötigen.“ Im Lexikon 
finden sich darüber hinaus 
auch weitere im Kontext des 
„war on terror“ bedeutsame 
Schlagwörter wie Präempti­
on, Präventivkrieg, Homeland 
Security oder Neokonservati­
vismus. Besondere Aufmerk­
samkeit schenkt Gärtner in 
seinen Definitionen den völ­
kerrechtlichen Implikationen 
des „war on terror“ und hier 
vor allem dem Umgang der 
Vereinigten Staaten mit ihren 
Kriegsgefangenen und der Le­
gitimation des Irak-Krieges.

Das Lexikon bietet auch 
einen Überblick über die 
unterschiedlichen außen­
politischen Strategien und In­
strumente, die Staaten und in­
ternationale Organisationen 
zur Erreichung ihrer Ziele 
einsetzen können. So lernen 
die Leser die Charakteristi­
ka defensiver Strategien wie 
Abschreckung, Engagement 
oder Bandwagoning und 
konfrontativer Strategien wie 
Containment oder Balancing 
kennen. Für die erfolgreiche 
Umsetzung dieser Strategien 
können internationale Ak­
teure auf eine Vielzahl un­
terschiedlicher Instrumente 
zurückgreifen. Dabei finden 
sowohl im Bereich der Soft 
Power angesiedelte Mittel wie 
Diplomatie oder Persuasion 
als auch auf Hard Power basie­
rende Maßnahmen wie Coer­
cive Prevention oder Compel­
lence Erwähnung. Darüber 
hinaus werden Formen der si­
cherheits- und verteidigungs­
politischen Kooperation wie 
Sicherheitsgemeinschaften, 
Bündnisse, Konzerte oder 
Alignment aufgeführt. Die 
Wahl der außenpolitischen 
Strategie und Instrumente ist 
im hohen Maße abhängig von 
der jeweiligen Struktur des 
internationalen Systems. In 

diesem Zusammenhang defi­
niert und erklärt das Lexikon 
die unterschiedlichen Formen 
der Machtverteilung (Uni­
polarität, Bipolarität, Multi­
polarität), Machthierarchien 
zwischen den Staaten (Super­
macht, Großmacht, Middle 
Power, Kleinstaaten) und den 
institutionellen Aufbau des 
internationalen Systems (Im­
perium, Hegemonie, Global 
Governance, internationale 
Organisationen usw.). 

Die Disziplin der Internati­
onalen Sicherheit wird an 
deutschen Hochschulen oft­
mals noch vernachlässigt. Vor 
diesem Hintergrund ist es be­
grüßenswert, dass in der Reihe 
“Studienkurs Politikwissen­
schaft” ein Lexikon erschie­
nen ist, das einen fundierten 
Überblick über das sowohl in 
Theorie als auch in der Praxis 
immer komplexer werdende 
Themenfeld gibt. Das Nach­
schlagewerk richtet sich dank 
seiner verständlichen Spra­
che und weithin gelungenen 
Begriffsauswahl nicht nur an 
Studierende und Lehrende, 
sondern auch an Interessier­
te aus Politik, Verwaltung 
und Medien. Der Aufbau des 
Buches – die Definition und 
anschließende Erklärung der 
Schlagwörter – erlaubt es den 
Lesern, sich eine eigene Mei­
nung über die unterschied­
lichen Definitionen und Kon­
zepte zu bilden. 

Bedauerlich ist das Fehlen 
einiger für das Verständnis 
des Forschungsgegenstan­
des zentraler Begriffe. So fällt 
Gärtners Darstellung der 
Studiendisziplin „Security 
Studies“, immerhin der the­
oretische und konzeptionelle 
Rahmen des Lexikons, sehr 
verkürzt aus. Die Peace Studies 
bzw. die Friedensforschung 
bleiben beispielsweise uner­
wähnt. Darüber hinaus hat 
Gärtner leider explizit darauf 
verzichtet, sicherheitspoli­
tisch relevante Institutionen 

wie den UN-Sicherheitsrat, 
die NATO oder den interna­
tionalen Gerichtshof in das 
Lexikon aufzunehmen. Un­
verständlich ist auch, warum 
gerade die für die Analyse der 
deutschen und europäischen 
Außenpolitik so wichtigen 
Begriffe der Zivilmacht und 
Friedensmacht fehlen. Trotz 
dieser kleineren Mängel weiß 
das Buch über weite Strecken 
zu überzeugen. 

Thorsten Wojczewski 

R. Christoph Hörstel, Spreng-
satz Afghanistan. Die Bun-
deswehr in tödlicher Mission,  
München (Knaur Taschen-
buch Verlag) 2007.

Am 22. Dezember 2001 erteil­
te der Deutsche Bundestag das 
Mandat für den ISAF-Einsatz 
der Bundeswehr auf Basis der 
VN-Resolution 1386. Doch der 
Absicht deutscher Politiker, 
mit dem Einsatz der Bundes­
wehr zur Stabilisierung und 
Befriedung Afghanistans bei­
zutragen, ist 2007 der Ernüch­
terung gewichen, dass sich 
die Lage am Hindukusch seit 
2001 deutlich und bedrohlich 
verschlechtert hat. 

In seinem Buch stellt Chris­
toph R. Hörstel die Frage, wie 
es dazu kommen konnte, dass 
der afghanische Widerstand 
mittlerweile weite Teile des 
Landes beherrscht und die 
Bundeswehr sowie die alliier­
ten Truppen zunehmend ins 
Hintertreffen geraten konn­
ten. Seine Einschätzung ist 
äußerst deutlich: Deutsch­
land und die Alliierten haben 
am Hindukusch versagt. Der 
Auftrag droht ohne einen so­
fortigen und radikalen Kurs­
wechsel der NATO, aber auch 
der Bundesregierung, end­
gültig zu scheitern. Hörstel 
ist der Auffassung, dass dieser 
Krieg nicht mehr mit militä­
rischen Mitteln zu gewinnen 
sei, sondern der lang ersehn­
te, nachhaltige Frieden für 

die afghanische Bevölkerung 
nur durch einen stufenweisen 
Truppenabzug und ein neues 
Gesamtkonzept für Afgha­
nistan erreicht werden kann. 
Hierfür stellt er im fünften 
und sechsten Kapitel seines 
Buches seinen Friedensplan 
für Afghanistan – den „Disen­
gagementplan“ – vor. 

Hörstel versucht sich dem Le­
ser als glaubwürdiger Experte 
für Afghanistan zu präsen­
tieren. Detailliert geht er auf 
sein langjähriges berufliches 
Engagement am Hindukusch 
ein. Zu seinen Kontakten zäh­
len neben zahlreichen Regie­
rungsvertretern, Kontakten 
zum deutschen und pakista­
nischen Geheimdienst, Al-
Qaeda und der Islamischen 
Bewegung auch der Mujahed­
din Hekmatyar. Die Lektüre 
der im Anhang des Buches an­
gefügten Interviews mit Ver­
tretern der islamischen Bewe­
gung, zu der er seit den 1980er 
Jahren in intensiven Kontakt 
steht, ist empfehlenswert, da 
sie einen interessanten Ein­
blick in die Denkweisen der 
Gegner bieten, das dem Bild 
widerspricht, das uns vermit­
telt wird. 

Bei seiner Analyse zur Lage 
in Afghanistan spart Hörstel 
nicht an Kritik. Er wirft der 
Bundesregierung eine bewuss­
te Politik der Desinformation 
des Bürgers sowie Schönfärbe­
rei des Bundeswehreinsatzes 
am Hindukusch vor. Beson­
ders scharf kritisiert Hörstel 
auch die Experten der Stif­
tung Wissenschaft und Politik 
(SWP). Er bescheinigt der SWP 
ebenso wie der Bundesregie­
rung Realitätsverweigerung 
und hält die Enquetekommis­
sion für kritikfrei. Auch die 
Berichterstattung öffentlich-
rechtlicher Medien hält Hörs­
tel für einseitig, manipuliert 
und zensiert. Er mahnt einen 
investigativeren Journalismus 
an.
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Zentral für die Problemlage in 
Afghanistan beschreibt Hörs­
tel die Einflussnahme der 
Großmächte auf das Land. 
Der Widerstandskampf ge­
gen britische und sowjetische 
Besatzer hat Afghanistan aus­
gezehrt. Die USA haben im 
Kalten Krieg die Islamische 
Bewegung finanziell und ma­
teriell unterstützt, um im Ei­
geninteresse den Erzrivalen 
in einen Guerillakrieg zu ver­
wickeln. Der Truppenabzug 
der Sowjets bedeutete aber 
nicht, dass die Islamische Be­
wegung fortan die Kontrolle 
über Afghanistan gewinnen 
konnte. Die Zahl internati­
onaler Akteure und die Viel­
seitigkeit ihrer Interessen am 
„post-sowjetischen Afgha­
nistan“ waren zu groß. Die 
Islamische Bewegung, die im 
Kalten Krieg noch als Verbün­
dete des Westens galt, wird 
seit den Anschlägen des 11. 
September 2001 militärisch 
am Hindukusch bekämpft. 
Hörstel hält es für notwendig, 
die Interessen der Kriegspar­
teien im Afghanistankonflikt, 
insbesondere der USA, zu hin­
terfragen. Das entscheidende 
Motiv der USA sieht er nicht 
wie bei Deutschland in der Be­
freiung der Afghanen von den 
Taliban und der Errichtung 
eines demokratischen Staa­
tes, sondern vielmehr in der 
strategischen Kontrolle der 
Rohstofflieferungen in der Re­
gion sowie in der Einkreisung 
des Iran und das Interesse der 
USA, dauerhaft Truppen in 
Afghanistan stationieren zu 
können. Deutschland läuft 
seiner Meinung nach Ge­
fahr, in einen Konflikt hin­
eingezogen zu werden, auf 
den die Bundeswehr nicht 
vorbereitet ist. Hörstels Hy­
pothese, dass amerikanische 
Truppen die Bedrohungslage 
in Afghanistan künstlich auf­
rechterhalten, ist zweifelhaft. 
Weitere Hypothesen, die er 
in seinem Buch anführt, er­
scheinen fernab der Realität. 

Hörstel versucht diese Hy­
pothesen zu untermauern, 
indem er sich auf bekannte 
Kollegen wie beispielsweise 
den investigativen Journalis­
ten Bob Woodward und den 
Pulitzerpreisträger Seymour 
Hersh bezieht. Er behauptet, 
dass die USA bereits vor 09/11 
Militäroperationen in Afgha­
nistan durchführten. Ebenso 
soll die US-Regierung versucht 
haben, Al-Qaeda nahestehen­
de Gruppen im Nahen Osten 
anzusiedeln, um den Iran zu 
schwächen und ein militä­
risches Eingreifen jederzeit 
zu ermöglichen und zu legi­
timieren. 

Die Grundlage des Scheiterns 
in Afghanistan sieht Hörstel 
auch in der US-Luftwaffen­
doktrin, die seinen Ausfüh­
rungen zufolge gezielt gegen 
die Genfer Konvention ver­
stößt, indem die Doktrin die 
Bombardierung ziviler Ziele 
für „effizienter“ ansieht als 
die feindlicher Truppen. Doch 
das Scheitern am Hindukusch 
erweist sich aus der Sicht des 
Autors als weit vielfältiger: 
Das Scheitern der Abkommen 
von Nordwaziristan und Musa 
Qala, die Frühjahrsoffensive 
2007 und der Sturm auf die 
Rote Moschee haben zu einer 
erneuten Eskalation der Lage 
in Afghanistan geführt, die 
heute allgegenwärtig ist. 

Hörstel bezeichnet auch die 
Rahmenbedingungen für 
einen Friedensprozess als in­
akzeptabel: Das afghanische 
Militär hat mit Desertionen 
zu kämpfen, Militär und Po­
lizei werden schlecht bezahlt, 
so dass Korruption endemisch 
ist, ebenso Nebentätigkeiten 
der Sicherheitskräfte für Dro­
genbarone und Warlords, 
Selbstjustiz ist ebenfalls weit 
verbreitet. Militär und Polizei 
bieten der Bevölkerung weder 
Schutz vor Gewalt, noch sind 
sie in der Lage, die öffentliche 
Sicherheit aufrechtzuerhal­
ten.

Hörstel wirft auch der Regie­
rung Karzai Verfehlungen 
vor, die nicht zuletzt aus ei­
ner mangelnden finanziellen 
Unterstützung durch den 
Westen resultieren sollen. 
Karzai, der von den Afghanen 
als Marionette der USA wahr­
genommen wird, kann das 
Machtdefizit des Staates nur 
dadurch kompensieren, dass 
er sich mit korrupten loka­
len Machthabern verbündet. 
Hörstel empfiehlt stattdessen 
Verhandlungen mit dem Wi­
derstand. Ohne alle Akteure 
an einen Tisch zu bringen und 
einen Truppenabzug aus Af­
ghanistan ist aus seiner Sicht 
die Lage hoffnungslos. Zu die­
sen Akteuren zählen auch die 
Nachbarländer Afghanistans, 
die sich ebenfalls in den Frie­
densprozess einbringen sol­
len. Hörstel hält die Taliban 
für akzeptable Verhandlungs­
partner, die sich größtenteils 
durch Vertragstreue auszeich­
neten. Der Autor möchte in 
der Region Kunduz ein Pi­
lotprojekt starten, begleitet 
durch eine massive Erhöhung 
der Entwicklungshilfe und 
einen stufenweisen Truppen­
abzug innerhalb von fünf 
Jahren. Sollte das Pilotprojekt 
erfolgreich sein, hält Hörstel 
eine Ausweitung auf weitere 
Regionen für möglich. Der 
Friedensplan selbst beruht auf 
dem „Lederach-System“ (Me­
diationstheorie). An Hörstels 
Ansatz ist positiv, dass er eine 
langfristige Lösung anstrebt, 
die auch durch die islamische 
Bewegung und Mitglieder der 
afghanischen Regierung ge­
tragen wird. Kritisch ist zu be­
trachten, dass der Zeitrahmen 
unrealistisch erscheint, eben­
so die Forderungen an beide 
Konfliktparteien gänzlich auf 
Waffengewalt zu verzichten.

Abschließend ist festzuhal­
ten, dass das Buch eine detail­
reiche Schilderung der Lage in 
Afghanistan bietet. Selbst die 
zweifelhaften Hypothesen 

und Schlussfolgerungen kön­
nen interessante Impulse in 
die Diskussion einbringen.

Norman Nemitz

Katharina Ziolkowski, Gerech-
tigkeitspostulate als Recht-
fertigung von Kriegen – Zum 
Einfluss moderner Konzepte 
des Gerechten Krieges auf 
die völkerrechtliche Zuläs-
sigkeit zwischenstaatlicher 
Gewaltanwendungen nach 
1945, Baden-Baden (Nomos) 
2008.

Mit der Verabschiedung der 
VN-Charta und dem Gewalt­
verbot in Artikel 2 Ziff. 4 hat 
sich die Staatengemeinschaft 
endgültig darauf verständig, 
von der Gewaltanwendung 
in zwischenstaatlichen Bezie­
hungen abzusehen. Nichts­
destotrotz haben von 1945 
bis 2000 mindestens 218 
bewaffnete Auseinanderset­
zungen (Kriege) stattgefun­
den (vgl. S. 26). Die Autorin 
Katharina Ziolkowski geht in 
ihrer völkerrechtlichen Dis­
sertation diesem Phänomen 
unter der Fragestellung der 
„Gerechtigkeitspostulate als 
Rechtfertigung von Kriegen“ 
nach, indem sie die „moder­
nen Konzepte des Gerechten 
Krieges auf die völkerrecht­
liche Zulässigkeit zwischen­
staatlicher Gewaltanwendung 
nach 1945“ untersucht.

Dabei untergliedert sie dieses 
umfangreiche Thema nach 
einer Einleitung mit Problem­
aufriss (Kapitel 1) und einer 
Schlussbetrachtung (Kapitel 
5) in drei weitere Kapitel. Das 
2. Kapitel trägt die Überschrift 
„Tradition des Gerechten 
Krieges in der Wissenschaft“. 
Hier skizziert sie die Entwick­
lung der Lehre vom Gerechten 
Krieg vom Altertum bis 1945. 
Dieser Überblick, der durch 
eine Analyse der Stärken und 
Schwächen abgerundet wird, 
ist für das Verständnis der wei­
teren Diskussion unerlässlich, 
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finden doch alle späteren Ar­
gumentationsstränge ihre 
Wurzel in den historischen 
Lehren. Darüber hinaus geht 
sie auch kurz auf die Lehren 
vom Gerechten Krieg in der 
christlichen Theologie, der 
Politikwissenschaft und im 
Völkerrecht ein. Diese kurzen 
Aufrisse machen die kon­
trären Haltungen der Diszi­
plinen deutlich und begrün­
den das Interesse, das Thema 
„Gerechter Krieg“ näher zu 
beleuchten. 

Das 3. Kapitel widmet sich 
den „Konzepte[n] des Ge­
rechten Krieges in der Staa­
tenpraxis nach 1945“. Hier 
untersucht die Autorin sechs 
Konzepte. Die theoretischen 
Darstellungen werden durch 
viele Beispielsfälle veran­
schaulicht und ermöglichen 
es so, die Konflikte seit 1945 
in die Rechtfertigungsstra­
tegien der Politiker und den 
weltpolitischen Kontext ein­
zuordnen. Begonnen wird 
mit dem marxistisch-leninis­
tischen Konzept der UdSSR. 
Dabei geht die Autorin nicht 
nur auf die Anwendung der 
Kriterien für einen Gerechten 
Krieg gegenüber imperialisti­
schen Staaten wie den USA zu 
Zeiten des Kalten Krieges ein, 
sondern beschreibt auch un­
ter welchen Voraussetzungen 
ein Gerechter Krieg gegen 
einen anderen kommunis­
tisch regierten Staat geführt 
werden darf (vgl. S. 74-78). 
Als Modifikation des marxis­
tisch-leninistischen Konzepts 
wird die „Drei-Welten-Theo­
rie“ des maoistischen Kon­
zepts Chinas erläutert (vgl. S. 
81). Im Anschluss werden die 
anti-kommunistischen Dokt­
rinen der USA und ihr Wandel 
während des Kalten Krieges 
gegenübergestellt. Dabei wird 
das interdependente Verhal­
ten zwischen der USA und 
der UdSSR deutlich. Im Rah­
men der religiös motivierten 
Kriege wird auf Judentum, 
Christentum, Islam und auch 

auf die Lehren vom Gerechten 
Krieg im Buddhismus und 
Hinduismus eingegangen. Im 
weiteren Verlauf des Kapitels 
werden auch neuere Gerechte 
Kriegskonzepte diskutiert: 
„Menschenrechtskriege“ (als 
Oberbegriff für nationale Be­
freiungskriege, humanitäre 
Intervention und pro-demo­
kratische Intervention), Anti-
Terrorkriege und Kriege gegen 
sogenannte rogues states, Pazi­
fikationskriege und Rechts­
durchsetzungskriege.

Das 4. Kapitel verbindet die 
Konzepte mit dem Gewalt­
verbot der VN-Charta. Hierfür 
geht die Autorin zunächst auf 
die „Relevanz der außerrecht­
lichen Wertevorstellung“ (das 
sind ideologische, religiöse 
oder moralische Wertevorstel­
lung) für das Gewaltverbot ein 
(vgl. S. 194-196). Dies ist wich­
tig, da nur hinsichtlich des 
Kerngehalts des Gewaltver­
bots Einigkeit besteht, darüber 
hinaus das Verbot von Unbe­
stimmtheit geprägt ist und auf 
die Interpretation der Staaten­
gemeinschaft angewiesen ist. 
Nachdem das Gewaltverbot 
in seinem Inhalt und seiner 
Geltung aufgezeigt wurde, 
werden die Ausnahmen vom 
Gewaltverbot ausführlich 
behandelt. Zunächst wird 
das Recht auf Selbstverteidi­
gung untersucht. Im Rahmen 
dieses Ausnahmetatbestandes 
werden auch die neueren Er­
scheinungen des Selbstver­
teidigungsrechts aufgenom­
men. Dies ist zuallererst die 
defensive Selbstverteidigung 
gegen nichtstaatliche Akteure 
sowie die präventive und prä­
emptive Selbstverteidigung, 
die besonders von der Bush-
Administration im Kampf 
gegen den Terror propagiert 
wird (vgl. S. 235). Neben dem 
Recht auf Selbstverteidigung 
diskutiert die Autorin die 
kollektive Selbstverteidigung 
(Nothilfe) in drei Konstellati­
onen: 1. Zugunsten einer nati­
onalen Befreiungsbewegung, 

2. zugunsten einer demokra­
tischen Bewegung innerhalb 
eines nicht-demokratischen 
Staates und 3. zugunsten 
der Opfer massiver Men­
schenrechtsverletzungen. 
Sie kommt zu dem Ergebnis, 
dass diese „Gerechten Men­
schenrechtskriege“ lediglich 
die Legitimität der Nothilfe 
beeinflussen, sie aber aus dog­
matischen Gründen nicht zur 
Legalität der Nothilfe führen 
(vgl. S. 246). Darüber hinaus 
arbeitet sie heraus, dass die 
Rechtfertigungslinien der hu­
manitären Intervention, pro-
demokratische Intervention 
und Gegenmaßnahmen nicht 
als rechtmäßige Ausnahme 
vom Gewaltverbot akzeptiert 
werden können. Lediglich die 
Intervention auf Einladung 
bzw. mit Zustimmung der Re­
gierung kann unter bestimm­
ten Voraussetzungen mit dem 
Gewaltverbot vereinbar sein 
(vgl. S. 251).

Schließlich untersucht die 
Autorin eingehend den Not­
stand. Nachdem sie die Exis­
tenz und die Reichweite des 
Notstandsrechts im Völker­
vertragsrecht (vgl. S. 287-289) 
und im Völkergewohnheits­
recht (vgl. S. 289-290) fest­
gestellt hat, arbeitet sie des 
Weiteren das Notstandsrecht 
als allgemeinen Rechtsgrund­
satz heraus (vgl. S. 291-298). 
In einem zweiten Schritt 
zeigt sie die Voraussetzungen 
eines Notstands auf. Ihr Auf­
bau bezieht dabei die zuvor 
gewonnenen Erkenntnisse 
mit ein. Der völkerrechtliche 
Notstand untergliedert sich in 
eine Notstandslage, eine Not­
standshandlung und den Not­
standswillen. Darüber hinaus 
bedarf es einer Notifikation 
an den VN-Sicherheitsrat. Im 
Rahmen der Notstandslage 
entwickelt sie eine Hierarchie 
zwischen verschiedenen zu 
schützenden Rechtsgütern 
und dem Gewaltverbot. Da­
bei kommt sie zu dem Ergeb­
nis, dass nur der Schutz vor 

massiven und systematischen 
Menschenrechtsverletzungen 
eine Verletzung des Gewalt­
verbots rechtfertigen kann, 
wenn der VN-Sicherheits­
rat aufgrund des Vetos eines 
ständigen Mitglieds hand­
lungsunfähig ist und der Ein­
satz der Mittel die Ultima Ratio 
sowie verhältnismäßig ist (vgl. 
S. 322-330). Verletzungen des 
humanitären Völkerrechts 
können nur dann mit bewaff­
neter Gewalt begegnet wer­
den, wenn es sich um massive 
und systematische Menschen­
rechtsverletzungen handelt. 
Bürgerkriege, Existenzkämpfe 
nicht-demokratischer Staaten, 
Selbstbestimmungskriege, 
Anti-Terrorismuskriege, Auf­
rüstung, völkerrechtliche Ver­
tragsverletzungen und andere 
Kriege wie bspw. ökologisch 
motivierte Kriege stehen hie­
rarchisch unter dem Gewalt­
verbot. 

Abschließend stellt die Auto­
rin im 5. Kapitel die Progno­
se, dass das Notstandsrecht 
aufgrund seiner Flexibilität 
als einziger Tatbestand in der 
Zukunft das Potenzial haben 
wird, sich zu einem juristi­
schen Rechtfertigungstatbe­
stand für Gewaltanwendung 
zu entwickeln (vgl. S. 337-
338). 

Die Autorin Katharina Ziol­
kowski hat mit ihrer juris­
tischen Dissertation unter 
Berücksichtigung der unter­
schiedlichen Disziplinen ein 
umfassendes Bild der Lehre 
vom Gerechten Krieg und sei­
ner Einflussnahme auf Politik- 
und Völkerrechtswissenschaft 
geschaffen. Die Arbeit ist klar 
und logisch strukturiert. Auch 
für Nichtvölkerrechtler ist die 
Arbeit verständlich, da die 
Termini technici entweder er­
läutert werden oder sich aus 
dem Kontext erklären. 

Nadine Fiedler
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